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Vollausbau der Ostumgehung Frankfurt A 66/A 661, A 66 Riederwaldtunnel, Autobahnkreuz Frankfurt Ost 

Protestaktion gegen Planung – Unterschriftenübergabe an OB Feldmann 

Das Aktionsbündnis Unmenschliche Autobahn ruft für den kommenden Donnerstag, den 11. Okto-

ber um 15:30 Uhr zu einer Protestaktion gegen die unzumutbare Autobahnplanung vor dem Frank-

furter Römer auf. Im Vorfeld der Sitzung der Frankfurter Stadtverordnetenversammlung möchten 

die Bürgerinitiativen bei dieser Gelegenheit dem Frankfurter Oberbürgermeister Peter Feldmann 

(SPD) bzw. dem Magistrat und den Vertretern der Stadtverordnetenversammlung die bisher ge-

sammelten Unterschriften für einen Aufschub beim Autobahnbau und für die komplette Einhausung 

der Autobahnen A 66 und A 661 im Frankfurter Osten persönlich überreichen. 

Die Bürgerinitiativen legen besonderen Wert darauf, dass diese Aktion sich nicht gegen die Verant-

wortlichen der Stadt Frankfurt richtet, sondern gegen die vorliegende - für die Bevölkerung unzu-

mutbare - Autobahnplanung und gegen die Bauträger dieser Planung: Land Hessen und Bund. Von 

den politisch Verantwortlichen der Stadt Frankfurt und des Stadtparlaments erwarten sich die Bür-

gerinitiativen vielmehr Unterstützung für die Durchsetzung der Einhausungen. Nur so kann die Le-

bensqualität im Frankfurter Osten auch zukünftig gewährleistet bzw. wieder hergestellt werden. 

Mit Verweis auf die Beschlüsse der für Bornheim, Ostend bzw. Seckbach, Riederwald und Fechen-

heim zuständigen Ortsbeiräte 4 und 11 bzgl. eines Bauaufschubs erwarten die Bürgerinitiativen und 

Umweltverbände nun von den Stadtverordneten ein klares Votum für das Recht der Bevölkerung 

auf ausreichenden Schutz und gegen ein unsinniges Schaffen von vollendeten Tatsachen. Alles 

andere wäre ein Affront gegen die betroffene Bevölkerung und die gewählten Ortsvertreter.  

Wenn die Stadt Frankfurt ihre Absicht ernst meint, für die Einhausung der A 661 zwischen Born-

heim und Seckbach bereits 2018 den Spatenstich vornehmen zu wollen, dann müsse jetzt der offi-

ziell geplante Ausbau der A 661 unterbleiben. Niemandem könne man erklären, eine gerade neu 

gebaute Autobahn wieder abreißen zu wollen. Gleiches gelte selbstverständlich auch für den süd-

lichen Abschnitt der A 661 incl. der A 66 bis zum Riederwaldtunnel, dessen Potentialstudie gestern 

im Verkehrsausschuss des Stadtparlaments präsentiert wurde. Auch hier wird es im Zusammen-

hang mit den Einhausungen zu unvermeidlichen gravierenden Umplanungen kommen. Hinzukommt 

die Tatsache, dass sowieso noch zwei Planänderungsverfahren für die beiden Autobahnen A 66 und 

A 661 durchgeführt werden müssen, deren Ergebnisse selbstverständlich gerichtsfest sein müssen, 

um weitere Verzögerungen zu vermeiden. Bei den bisher seitens des Landes Hessen vorgestellten 

Lärmschutzmaßnahmen kann davon überhaupt keine Rede sein. Um der herrschenden Politikver-

drossenheit nicht weiter Vorschub zu leisten, sollte jetzt keine Zeit mehr verloren werden. 

Deshalb erwartet das Bündnis, dass die Stadt Frankfurt und Ihre politisch Verantwortlichen nun 

endlich mit den Bauträgern, dem Land Hessen und dem Bund, über einen Aufschub beim Auto-

bahnbau verhandelt. Die Stadt müsse jetzt dafür sorgen, dass alle Beteiligten an einen Tisch kom-

men und über ein vernünftiges Vorgehen hinsichtlich der Planung und des Baus der Autobahnen 

Einvernehmen erzielen: Unter der Devise: ca. 5 Jahre für eine gute zumutbare Planung und 5 Jahre 

Bauzeit. Die Bürgerinitiativen werden auf alle Fälle keine Ruhe geben und auch weiterhin auf einen 

Bauaufschub beim Autobahnbau drängen. 
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